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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu der vom Europäischen Parlament zur Unterrichtung vorgelegten 
Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu 
der Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den 
Rat über die Verstärkung der Haushaitsbefugnisse des Europäischen 
Parlaments 

— Drucksache 7/1262 — 


A. Problem 

Das Europäische Parlament weist darauf hin, daß die ihm mit 
Wirkung vom 1. Januar 1975 übertragenen Haushaltsbefug- 
nisse, dem Zeitpunkt, an dem „der Haushalt der Gemeinschaf- 
ten vollständig aus eigenen Mitteln . . . finanziert wird", unzu- 
reichend sind. 


B. Lösung 

Die Vorschläge der Kommission an den Rat über die Verstär- 
kung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments 
sollen unter Berücksichtigung der vorliegenden Entschließung 
überprüft und erst nach vorheriger Abstimmung mit dem Euro- 
päischen Parlament festgelegt werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Vorschlag 

Der Deutsche Bundestag nimmt von der Entschließung des 
Europäischen Parlaments Kenntnis und legt der Bundesregie- 
rung dazu eine eigene Entschließung vor. 
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A. Bericht des Abgeordneten Carstens (Emstek) 


Die Entschließung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments zu der Mitteilung der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften an 
den Rat über die Verstärkung der Haushaltsbefug“ 
nisse des Europäischen Parlaments wurde in der 
66. Sitzung des Deutschen Bundestages dem Haus- 
haltsausschuß federführend und dem Finanzaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat diese Vorlage zu- 
nächst in seinem Unterausschuß zu Fragen der 
Europäischen Gemeinschaften vorberaten lassen, der 
sich zu diesem Thema bereits im Rahmen der Be- 
ratung der von der Bundesregierung halbjährlich 
vorzulegenden Berichte über die Integration in den 
Europäischen Gemeinschaften geäußert hatte. Seiner- 
zeit hatte der Unterausschuß festgestellt: 

1. Der Haushaltsausschuß wird sich mit der Pro- 
blematik der externen Rechnungskontrolle im 
Bereich der Europäischen Gemeinschaften inten- 
siv befassen, 

2. zur Vorbereitung der Arbeit des Haushalts- 
ausschusses wird die Bundesregierung ersucht, 

a) ihre Auffassung über die derzeitige Situation 
der Rechnungsprüfung bei den Europäischen 
Gemeinschaften mitzuteilen, 

b) Vorschläge zu machen, wie die Rechnungs- 
prüfung verbessert werden könnte, 

c) ihre Auffassung zu der Schaffung eines zu- 
künftigen europäischen Rechnungshofes mit- 
zuteilen. 

Dieser Beschluß ist vom Haushaltsausschuß in sei- 
ner Sitzung am 9. Mai 1973 bestätigt worden und 
dem für die Integrationsberichte zuständigen feder- 
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führenden Auswärtigen Ausschuß übermittelt wor- 
den. 

Der Auswärtige Ausschuß hat sich dieser Stel- 
lungnahme (siehe Bericht und Antrag des Auswär- 
tigen Ausschusses in der Drucksache 7/771) ange- 
schlossen. Der Deutsche Bundestag hat diesen Ent- 
schließungsantrag in der 43. Sitzung am 15. Juni 1973 
angenommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung dazu, die 
in einem Schreiben des Parlamentarischen Staats- 
sekretärs beim Bundesminister der Finanzen an den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages vom 26. Sep- 
tember 1973 mitgeteilt wurde, der Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 
einen Zweiten Vertrag zur Änderung bestimmter 
Haushaltsvorschriften der Europäischen Gemein- 
schaften — Dok-Kom (73) 1000/2 vom 6. Juni 1973 — 
(= R/1521/73 (ASS 693) — und die Entschließung 
mit der Stellungnahme cies Europäischen Parlaments 
zu der Mitteilung der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat über die Verstärkung 
der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments in der Drucksache 7/1262 waren nunmehr 
Gegenstand weiterer Beratungen im Haushaltsaus- 
schuß bzw. in seinem Unterausschuß. 

In seiner Sitzung am 16. Januar 1974 hat der 
Haushaltsausschuß beschlossen, die Entschließung 
mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
zur Kenntnis zu nehmen und dem Deutschen Bundes- 
tag einen eigenen Entschließungsentwurf vorzu- 
legen. 

Der mitberatende Finanzausschuß hat sich durch 
Schreiben vom 24. Januar 1974 diesem Petitum an- 
geschlossen. 


Carstens (Emstek) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) die Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu der 
Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
über die Verstärkung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parlaments 
— Drucksache 7/1262 — zur Kenntnis zu nehmen; 

b) folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

1. Der Deutsche Bundestag nimmt von der revidierten Mitteilung der Kom- 
mission vom 10. Oktober 1973 über die Verstärkung der Haushaltsbefug- 
nisse des Europäischen Parlaments Kenntnis. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt die verstärkte Einschaltung des Euro- 
päischen Parlaments in das gemeinschaftliche Haushaltsverfahren und die 
Errichtung eines Europäischen Rechnungshofes. Er ersucht die Bundes- 
regierung, weiterhin auf ein verantwortliches Finanzgebaren und auf echte 
Kontrollmöglichkeiten in Brüssel hinzuwirken. 

3. Der Deutsche Bundestag lehnt den Vorschlag zur Schaffung neuer eigener 
Einnahmen im Gemeinschaftsverfahren ab, weil er die nationalen Parla- 
mente hiervon ausschalten würde. Statt dessen sollte im Rahmen des bis- 
herigen Verfahrens nach Artikel 201 EWV dem Europäischen Parlament 
ein Zustimmungsrecht eingeräumt werden. 

4. Das von der Kommission vorgeschlagene Vermittlungsverfahren bei Be- 
schlußfassung über Angelegenheiten von allgemeiner Tragweite mit nen- 
nenswerten finanziellen Auswirkungen gibt dem Europäischen Parlament 
nur unzulängliche Möglichkeiten der Mitwirkung. Zusätzlich sollte zur 
wirksamen Ausübung der Haushaltsbefugnisse des Europäischen Parla- 
ments bei allen Rechtsakten, die auf Artikel 235 EWV gegründet sind, ein 
Zustimmungsrecht des Europäischen Parlaments vorgesehen werden. 


Bonn, den 28. Februar 1974 


Der Haushaltsaussdiuß 

Leicht Carstens (Emstek) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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